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Allgemeine Hinweise 

 Kontrollieren Sie bitte bei Erhalt der Prüfung die Anzahl der Aufgaben. Die Prüfung umfasst 6 
Aufgaben und einen MC Teil. 

 Schreiben Sie Ihre Antworten direkt ins Dokument «Antwort_Modulname_xxxxxxxx» und speichern 
Sie dieses mit Ihrer Matrikel-Nr. versehen lokal auf Ihrem Rechner ab. 

 Schreiben Sie Ihre Matrikel-Nr. und Prüfungslaufnummer auf Seite 2 in die Kopfzeile. 

 Achten Sie auf die Zeichenbeschränkungen in der Aufgabenstellung. 

 Für die Abgabe (Upload) speichern Sie das Dokument versehen mit Ihrer Matrikel-Nr. 
gemäss Beispiel als PDF und laden Sie es hoch. 
Beispiel: Antwort_VoelkerrechtEuroparecht_17301002.pdf 

 Sie sind selbst dafür verantwortlich, die Prüfung rechtzeitig hochzuladen. Sie werden nicht darauf 
aufmerksam gemacht. 

 

Hinweise zur Aufgabenlösung  

Alle Antworten sind zu begründen, Stichworte genügen nicht. Nennen Sie die relevanten Rechtsgrundlagen 

und Rechtsprechung. Punkte werden für die Argumentation und Subsumtion vergeben. 

 

Hinweise zur Bewertung 

Bei der Bewertung kommt den Aufgaben unterschiedliches Gewicht zu. Die Punkte verteilen sich wie folgt 
auf die einzelnen Aufgaben: 

Aufgabe 1 20 Punkte 25% des Totals 

Aufgabe 2 8 Punkte 10% des Totals  

Aufgabe 3 8 Punkte 10% des Totals  

Aufgabe 4 20 Punkte 25% des Totals 

Aufgabe 5 8 Punkte 10% des Totals 

Aufgabe 6 8 Punkte 10% des Totals 

MC Teil 8 Punkte 10% des Totals  

 

Total 80 Punkte 100% 

 

W ir  wünschen Ihnen  v ie l  E r fo lg .



Matrikel-Nr. xxxxxxxx  Prüfungslaufnummer xxxxx 

Völkerrecht/Europarecht   2 | 7 

Teil 1: Völkerrecht 
 

Aufgabe 1 (25%, max. 12'000 Zeichen inkl. Leerzeichen) 

Im Staat X. ist die Stromversorgung während zwei Tagen komplett ausgefallen. Eine 

Untersuchung zeigt, dass eine Schadsoftware, die sich rasch in den Steuerungsanlagen der 

Elektrizitätswerke verbreitete, für den Ausfall verantwortlich ist. Die Software wurde von einer 

Gruppe, die sich «Hack-It» nennt, in die Steuerungsanlagen eingeschleust und legte auch die 

Notstromversorgung lahm. «Hack-It» ist eine von Privatpersonen gegründete Gruppe, die vom 

Gebiet des Nachbarstaates Y. aus weltweit aktiv ist. Sie wurde schon verschiedentlich mit 

Aktionen gegen staatliche Computernetzwerke in Verbindung gebracht. Der Geheimdienst von 

X. beschuldigt den Nachbarstaat Y., «Hack-It» finanziell zu unterstützen. Zudem hätten für die 

Regierung von Y. tätige Computerexperten die Gruppe fachlich beraten. Die Beziehungen 

zwischen X. und Y. sind seit langem angespannt.  

Der durch den Stromausfall entstandene wirtschaftliche Schaden für X. ist enorm. Da auch die 

Steuerungsanlagen für die Wasserversorgung vom Stromausfall betroffen waren, gelangte in 

allen grossen Städten von X. verschmutztes Trinkwasser in die Haushalte. Viele Kinder und 

ältere Menschen erkrankten deshalb schwer. 

 

Frage 1: Ist das Einschleusen der Schadsoftware aus völkerrechtlicher Sicht zulässig? Ist Y. 

dafür verantwortlich, wenn die von X. erhobenen Vorwürfe zutreffen? 

Frage 2: Nehmen Sie an, dass der Stromausfall mitten in die zweite Welle der Corona-

Pandemie fällt, in der im Land X. besonders viele Menschen auf Beatmungsgeräte angewiesen 

sind. Da auch die Notstromversorgung der Spitäler unterbrochen ist, sterben die meisten der 

auf den Intensivstationen liegenden Personen. Schätzungen gehen von bis zu 800 Toten aus. 

Wie beurteilen Sie die Völkerrechtswidrigkeit des Einschleusens der Software in dieser 

Situation? Gehen Sie davon aus, dass die von X. gegenüber Y. erhobenen Vorwürfe zutreffen. 
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Aufgabe 2 (10%, max. 4’000 Zeichen inkl. Leerzeichen) 

In Libertaria hat das Militär am 1. Februar 2021 in einem Putsch die zivile Regierung gestürzt 

und eine Militärregierung eingesetzt. Demonstrationen wurden gewaltsam niedergeschlagen 

und gegen Protestierende und Aktivisten geht das Militär brutal vor. Die Zivilbevölkerung, 

darunter auch Frauen und Kinder, wurden Opfer von Gewaltakten durch Angehörige des 

Militärs. Verschiedene Persönlichkeiten rufen den UNO-Sicherheitsrat auf, zu handeln, um die 

Menschen in Libertaria vor weiteren Gewaltakten zu schützen. Trotz dieses dringlichen Aufrufs 

und obwohl die Mehrheit der Mitglieder des UNO-Sicherheitsrats sich für Massnahmen 

ausspricht, kommt es im UNO-Sicherheitsrat zu keinem Entscheid. 

 

Frage 1: Wie ist es möglich, dass sich eine Mehrheit der Mitglieder des UNO-Sicherheitsrats 

nicht durchsetzen kann? 

Frage 2: Was kann die UNO zum Schutz der Zivilbevölkerung in Libertaria angesichts der 

Handlungsunfähigkeit des Sicherheitsrats unternehmen? Begründen Sie Ihre Antwort gestützt 

auf die einschlägigen Rechtsgrundlagen. 
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Aufgabe 3 (10%, max. 4’000 Zeichen inkl. Leerzeichen) 

Wir schreiben das Jahr 2045 und die UNO feiert ihr 100-jähriges Bestehen. Die UNO-

Generalsekretärin begeht dieses Ereignis mit einer Ansprache vor der Generalversammlung. 

Als Mitglied des Generalsekretariats erhalten Sie die Aufgabe, die Rede zu entwerfen und dabei 

besonders auf die positiven Entwicklungen seit dem 75-jährigen Jubiläum der UNO von 2020 

einzugehen. 

Nennen Sie ein konkretes Beispiel, wie sich die UNO aus Ihrer Sicht bis 2045 verbessern 

könnte. Begründen Sie Ihre Antwort. Welche Schwierigkeiten wären mit Ihren Vorschlägen 

verbunden und welche rechtlichen Anpassungen wären notwendig? 
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Teil 2: Europarecht 
 

Aufgabe 4 (25%, max. 12’000 Zeichen inkl. Leerzeichen) 

Zwei in verschiedenen Mitgliedstaaten der Europäischen Union ansässige Unternehmen haben 

eine Überwachungssoftware entwickelt, die es ermöglicht, Videoaufnahmen in Echtzeit zu 

analysieren. 

Das Unternehmen «IntelligentEyes» mit Sitz im EU-Mitgliedstaat D verkauft diese Software zur 

legalen Verwendung an private Überwachungsfirmen. Zudem hat es eine Version für den 

militärischen Einsatz in Drohnen und Waffensystemen entwickelt. 

Das Unternehmen «SmartEyes» ist ein Konkurrent von IntelligentEyes und hat seinen Sitz im 

EU-Mitgliedstaat E. Die von SmartEyes angebotene Software ist mit einer Ausnahme praktisch 

identisch mit derjenigen von IntelligentEyes: SmartEyes verkauft keine Version für die 

Verwendung zu militärischen Zwecken. 

Der Staat E erlässt nun ein Gesetz, welches es verbietet, Produkte und Dienstleistungen im 

Land E anzubieten, wenn diese zur Tötung von Zivilisten beitragen können. Unter dieses Verbot 

fällt auch die Software von IntelligentEyes. Damit trifft IntelligentEyes ein Verkaufsverbot für 

seine Software im Land E, während das Konkurrenzprodukt des einheimischen Unternehmens 

SmartEyes weiterhin angeboten werden darf.  

 

Frage 1: Verstösst das Gesetz des Staates E gegen Unionsrecht? 

Frage 2: X ist Bürgerin von D. Sie klagt vor einem nationalen Gericht in Staat E und verlangt 

die Feststellung, dass das Gesetz unionsrechtswidrig sei. Wie muss das Gericht vorgehen, und 

kann es diese Feststellung eigenständig vornehmen? 
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Aufgabe 5 (10%, max. 4’000 Zeichen inkl. Leerzeichen) 

Nach diversen Zeitungsberichten und unabhängigen Untersuchungen stellt die EU-Kommission 

fest, dass die EU in Sachen Gleichstellung von Mann und Frau schlecht aufgestellt ist. Sie 

möchte deshalb etwas unternehmen, um in der Union klarere rechtliche Regelungen zu 

schaffen. 

 

Frage 1: Kann sie das und wenn ja, welche Optionen stehen ihr offen? Wie sieht das Verfahren 

aus? 

Frage 2: Ein Mitgliedstaat der Union weigert sich, die Gleichstellung von Mann und Frau zu 

gewährleisten. Frauen können in diesem Staat keine Lohngleichheit einfordern und sind auch 

im Zivilrecht gegenüber Männern benachteiligt. Kann die EU-Kommission gegen den 

Mitgliedstaat vorgehen? 
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Aufgabe 6 (10%, max. 4’000 Zeichen inkl. Leerzeichen) 

Der EU wird immer wieder vorgeworfen, sie sei undemokratisch. Welche Argumente sprechen 

aus Ihrer Sicht für und welche gegen einen solchen Vorwurf? 

 


